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1. Instanz

Aktenzeichen S 17 RJ 292/98
Datum 08.04.1999

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 RJ 128/99
Datum 08.05.2001

3. Instanz

Datum -

I. Die Berufung der KlÃ¤gerin gegen das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 08.
April 1999 wird zurÃ¼ckgewiesen.
II. AuÃ�ergerichtliche Kosten sind auch im Berufungsverfahren nicht zu erstatten.
III. Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit.

Die am â�¦ 1946 geborene KlÃ¤gerin war von 1960 bis 1967 als GÃ¼tekontrolleurin
und Montiererin beschÃ¤ftigt, erlernte in der Zeit von 1967 bis 1969 den Beruf einer
Elektromechanikerin und erwarb am 28. November 1969 das entsprechende
Facharbeiterzeugnis. Nachfolgend arbeitete sie bis zum 30. Juni 1993 als
Sachbearbeiterin, Reparaturmechanikerin und Disponentin und vom 05. Juli 1993
bis zum 30. September 1995 als gewerbliche Mitarbeiterin/Montagearbeiterin. Vom
04. Oktober 1995 bis zum 03. Oktober 1996 absolvierte die KlÃ¤gerin ein
Arbeitsplatztraining fÃ¼r Schwerbehinderte. Seitdem ist sie arbeitslos und bezieht
Leistungen der Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit bzw. Krankengeld.
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Den am 03. Februar 1997 gestellten Antrag auf Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit begrÃ¼ndete sie mit Augen-, RÃ¼cken-, WirbelsÃ¤ulen-, Knie-,
Lungen- und GefÃ¤Ã�beschwerden sowie mit MigrÃ¤ne.

Im Verwaltungsverfahren lagen der Beklagten vor:

â�� Befundberichte von Dr. W â�¦, Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin, vom 04.
Februar 1997, Dr. T â�¦, Facharzt fÃ¼r Innere Medizin/Lungenkrankheiten, vom 08.
April 1997 und Dr. J â�¦, Facharzt fÃ¼r Chirurgie, vom 20. Mai 1997,

â�� der Entlassungsbericht des Kreiskrankenhauses W â�¦ vom 21. April 1997,

â�� das internistische Gutachten des Dr. T â�¦ vom 19. August 1997, in welchem
der KlÃ¤gerin ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen als Disponentin,
Sachbearbeiterin und gewerbliche Mitarbeiterin sowie fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche
TÃ¤tigkeiten im Wechsel zwischen Sitzen, Stehen und Gehen, ohne besonderen
Zeitdruck (z. B. Akkord, FlieÃ�band), ohne hÃ¤ufiges Heben, Tragen oder Bewegen
von Lasten (ohne mechanische Hilfsmittel), ohne Ã¼berwiegend einseitige
KÃ¶rperhaltung, ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken sowie ohne hÃ¤ufiges Klettern und
Steigen und ohne GefÃ¤hrdung durch Zugluft und inhalative Reizstoffe, bescheinigt
wurde.

Mit Bescheid vom 04. September 1997 lehnte die Beklagte den Rentenantrag unter
Verweis auf ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt ab. In dem hiergegen erhobenen Widerspruch vom 16. September
1997 vertrat die KlÃ¤gerin die Auffassung, aufgrund ihres Gesundheitszustandes
nicht mehr in der Lage zu sein, einen Beruf auszuÃ¼ben. Zudem bestÃ¼nden eine
starke Kurzsichtigkeit, eine MigrÃ¤ne sowie starke RÃ¼ckenschmerzen. Nach
Einholung eines Befundberichtes der Dr. B â�¦, FachÃ¤rztin fÃ¼r Augenkrankheiten,
vom 15. Dezember 1997, in welchem ein Visus von rechts 1.0 und links 1/50 ohne
Ã�nderung in den letzten zwÃ¶lf Monaten angegeben wurde, wies die Beklagte den
Widerspruch mit Bescheid vom 23. MÃ¤rz 1998 zurÃ¼ck. Mit den bestehenden
gesundheitlichen EinschrÃ¤nkungen kÃ¶nne die KlÃ¤gerin nach den
sozialmedizinischen Feststellungen zwar in ihrem bisherigen Beruf als
Bandarbeiterin, welcher der Berufsgruppe der ungelernten Arbeiter zuzuordnen sei,
nicht mehr tÃ¤tig werden, sei jedoch in der Lage, vollschichtig leichte Arbeiten ohne
besonderen Zeitdruck, ohne hÃ¤ufiges Heben, Tragen oder Bewegen von Lasten,
ohne Ã¼berwiegend einseitige KÃ¶rperhaltung, ohne hÃ¤ufiges BÃ¼cken, ohne
hÃ¤ufiges Klettern oder Steigen und ohne GefÃ¤hrdung durch Zugluft und
inhalative Reizstoffe auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt zu verrichten.

In der am 16. April 1998 bei dem Sozialgericht Chemnitz erhobenen Klage fÃ¼hrte
die KlÃ¤gerin an, auf Grund ihrer Erkrankungen auf pulmologischem,
orthopÃ¤dischem und psychischem Gebiet sowie der angeborenen Sehminderung
und unwillkÃ¼rlichem Harnabgang sei es ihr nicht mehr mÃ¶glich, einer beruflichen
TÃ¤tigkeit nachzugehen. Seit April 1997 sei ihr ein Grad der Behinderung (GdB) von
80 Prozent zuerkannt worden. Die von 1969 bis 1993 ausgeÃ¼bten TÃ¤tigkeiten als
Sachbearbeiterin, Reparaturmechanikerin und Disponentin stellten
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FacharbeitertÃ¤tigkeiten, zumindest TÃ¤tigkeiten im Bereich der angelernten
ArbeitskrÃ¤fte dar. Die nachfolgende Aufnahme der TÃ¤tigkeit als
Montagearbeiterin sei nur auf Grund der Arbeitslosigkeit aufgenommen und Ã¼ber
26 Monate ausgeÃ¼bt worden.

Das Sozialgericht hat medizinische Unterlagen aus der Akte des Amtes fÃ¼r Familie
und Soziales C â�¦, das Gutachten des Arbeitsamtes C â�¦ vom 09. September 1997,
in welchem ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte Arbeiten, im
Wechsel der KÃ¶rperhaltungen unter Beachtung weiterer
FunktionseinschrÃ¤nkungen attestiert wurde, Befundberichte der Dres. W â�¦,
Facharzt fÃ¼r Allgemeinmedizin, vom 12. Juni 1998, Sch â�¦, FachÃ¤rztin fÃ¼r
Urologie, vom 14. Mai 1998, D â�¦, Facharzt fÃ¼r Hautkrankheiten, vom 13. Juni
1998, B â�¦, FachÃ¤rztin fÃ¼r Augenheilkunde, vom 07. Juli 1998, H â�¦, Facharzt
fÃ¼r Neurologie/Psychiatrie, vom 17. Juli 1998 und R â�¦, Facharzt fÃ¼r
OrthopÃ¤die, vom 15. Dezember 1998, eingeholt. Des Weiteren hat es eine
Arbeitgeberauskunft der FER Fahrzeugelektrik GmbH C â�¦ vom 30. Juli 1998,
wonach die KlÃ¤gerin vom 05. Juli 1993 bis zur betriebsbedingten KÃ¼ndigung am
30. September 1995 eine TÃ¤tigkeit als Montagearbeiterin (montieren von
Scheinwerfern und Leuchten), welche auch von ungelernten Arbeitern nach einer
Einarbeitungszeit von einem Vierteljahr verrichtet werden kÃ¶nnen, ausgeÃ¼bt hat
und nach der Lohngruppe L 3 des Tarifvertrages fÃ¼r die Arbeiter in der Eisen-,
Metall- und Elektroindustrie des Landes ThÃ¼ringen entlohnt worden ist, eingeholt.

Mit Urteil vom 08. April 1999 hat das Sozialgericht die Klage abgewiesen. Als
bisheriger Beruf sei die TÃ¤tigkeit als gewerbliche Mitarbeiterin/Montagearbeiterin
zugrunde zu legen. Von der vorangegangenen TÃ¤tigkeit als Sachbearbeiterin,
Reparaturmechanikerin und Disponentin habe sich die KlÃ¤gerin nicht aus
gesundheitlichen GrÃ¼nden gelÃ¶st. Die TÃ¤tigkeit als gewerbliche
Mitarbeiterin/Montagearbeiterin kÃ¶nne sie wegen der damit verbundenen
mittelschweren Arbeiten nicht mehr verrichten. Als angelernte Arbeiterin im unteren
Bereich sei sie auf den allgemeinen Arbeitsmarkt verweisbar. Das Sozialgericht ist
dem Gutachten des Dr. T â�¦ gefolgt und hat ein vollschichtiges
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten in wechselnder
KÃ¶rperhaltung, ohne besonderen Zeitdruck, ohne hÃ¤ufiges Heben, Tragen oder
Bewegen von Lasten sowie ohne Zwangshaltungen angenommen. UnabhÃ¤ngig
davon, ob bei der KlÃ¤gerin eine schwere spezifische Leistungsbehinderung oder
eine Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen vorliege, sei sie mit
den bestehenden FunktionsbeeintrÃ¤chtigungen in der Lage, vollschichtig als
Mitarbeiterin in einer Poststelle tÃ¤tig zu werden.

Die KlÃ¤gerin bekundet in der am 21. Mai 1999 bei dem SÃ¤chsischen
Landessozialgericht eingelegten Berufung, ihre Entlohnung habe nach der
Arbeitgeberauskunft einem Facharbeiter entsprochen, zumindest mÃ¼sse nach
dem Bruttoentgelt von der Lohngruppe 5 ausgegangen werden. Das Vorliegen mehr
als nur unerheblicher GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen werde durch den GdB von
80 bestÃ¤tigt. Bereits nach dem Einzel-GdB von 60 fÃ¼r die
LungenbeeintrÃ¤chtigungen liege eine das gewÃ¶hnliche MaÃ� Ã¼bersteigende
Atemnot bei alltÃ¤glicher leichter Belastung und nach dem Kurentlassungsbericht
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auch eine Summierung ungewÃ¶hnlicher LeistungseinschrÃ¤nkungen vor.

Der BevollmÃ¤chtigte der KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Chemnitz vom 08. April 1999 abzuÃ¤ndern und die
Beklagte unter Aufhebung des Bescheides vom 04. September 1997 in der Gestalt
des Widerspruchsbescheides vom 23. MÃ¤rz 1998 zu verurteilen, der KlÃ¤gerin eine
Rente wegen ErwerbsunfÃ¤higkeit, hilfsweise wegen BerufsunfÃ¤higkeit zu
gewÃ¤hren.

Die Vertreterin der Beklagten beantragt,

die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Sie verweist auf die ihrer Auffassung nach zutreffenden AusfÃ¼hrungen im
erstinstanzlichen Urteil und fÃ¼hrt an, ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen
fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten werde in dem
Rehabilitationsentlassungsbericht vom 06. September 1999 bestÃ¤tigt.

Dem Senat hat der Entlassungsbericht der Rehabilitationsklinik Seebad Ahlbeck
vom 06. September 1999 Ã¼ber einen stationÃ¤ren Aufenthalt vom 04. August bis
zum 01. September 1999 vorgelegen. Danach wurde die KlÃ¤gerin fÃ¼r die
TÃ¤tigkeit als Montagearbeiterin/FlieÃ�band mit einem zweistÃ¼ndigen bis unter
halbschichtigen LeistungsvermÃ¶gen und mit einem vollschichtigen
LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten auf dem allgemeinen
Arbeitsmarkt, ohne besondere Stressbelastungen und besondere Anforderungen an
das SehvermÃ¶gen sowie unter Vermeidung von Heben, Tragen oder Bewegen von
Lasten, stÃ¤ndigen Ã�berkopfarbeiten oder TÃ¤tigkeit in hockender oder kniender
Position und ohne stÃ¤ndigen Einfluss von KÃ¤lte, NÃ¤sse, Zugluft, extremen
Temperaturschwankungen, Staub, Rauch und Reizgasen, entlassen. Des Weiteren
hat der Senat auf Antrag der KlÃ¤gerin ein arbeitsmedizinisches Gutachten von Dr.
F â�¦ und von Amts wegen ein augenfachÃ¤rztliches Gutachten von Dipl.-Med. W
â�¦ erstellen lassen. In dem Gutachten vom 13. Juni 2000 wurden nach ambulanter
Untersuchung am 04. Mai 2000 von Dr. F â�¦ folgende Diagnosen erhoben:

â�� chronische Bronchitis und Zustand nach Thoraktomie links wegen
bronchioloalveolÃ¤rem Karzinom ohne Anhalt fÃ¼r Rezidiv und ohne wesentliche
EinschrÃ¤nkung der Lungenfunktion unter anti-asthmatischer Therapie
â�� anamnestisch anhaltende Belastungsdyspnoe,
â�� rezidivierendes lokales zervikales und lumbales Schmerzsyndrom ohne
wesentliche FunktionseinschrÃ¤nkung,
â�� MigrÃ¤ne,
â�� funktionelle EinÃ¤ugigkeit bei malignem Myopathie-Syndrom links,
â�� chronisch-venÃ¶se Insuffizienz mit Zustand nach Varizen-Operation beiderseits
â�� ohne Stauungszeichen,
â�� Zustand nach plastischer Mamma-Operation beiderseits,
â�� psychosomatisches Syndrom mit KÃ¶rperakzeptanz-Problemen,
â�� rezidivierende Beschwerden im Schulter-Arm-Bereich,
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â�� Harninkontinenz bei Husten/Niesen,
â�� Chondropathie des linken Kniegelenkes ohne wesentliche
BeweglichkeitseinschrÃ¤nkung,
â�� Hallux valgus beiderseits,
â�� laborchemischer Hinweis auf diskrete AnÃ¤mie unklarer Genese.

Zusammenfassend lasse sich feststellen, dass seit der letzten Untersuchung im
September 1999 keine wesentlichen VerÃ¤nderungen im Gesundheitszustand mit
nachhaltiger BeeintrÃ¤chtigung der LeistungsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin zu
verzeichnen seien. Mit den bestehenden GesundheitsbeeintrÃ¤chtigungen sei die
KlÃ¤gerin in der Lage, kÃ¶rperlich leichte Arbeiten, ohne permanentes Stehen und
Gehen, ohne ununterbrochenes Sitzen, vorzugsweise in geschlossenen RÃ¤umen,
ohne besonderen Zeitdruck sowie im Akkord oder am FlieÃ�band, ohne hÃ¤ufiges
Heben und Tragen von Lasten, Ã�berkopfarbeiten, Hocken oder Knien und ohne
Arbeiten mit besonderem Absturzrisiko, ohne GefÃ¤hrdung durch
atemwegsirritierende Reizstoffe, StÃ¤ube, Gase, Rauch oder DÃ¤mpfe sowie
NÃ¤sse, KÃ¤lte oder Zugluft und nicht mit Publikumsverkehr, vollschichtig zu
verrichten. Mit der vorhandenen Brille seien Arbeiten an BildschirmgerÃ¤ten nicht
fÃ¼r die Dauer einer vollen Schicht zumutbar. Die KlÃ¤gerin sei trotz ihrer
GesundheitsstÃ¶rungen in der Lage, einen einzelnen FuÃ�weg viermal tÃ¤glich von
mehr als 500 Meter zurÃ¼ckzulegen. FÃ¼r die Wegstrecke von 500 Meter wÃ¼rden
auch beim Einlegen kleinerer Pausen maximal 15 Minuten benÃ¶tigt. Die zeitliche
EinsatzfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin als Montagearbeiterin sei aufgrund der Gesamtheit
der GesundheitsstÃ¶rungen auf weniger als vier Stunden tÃ¤glich begrenzt. Unter
der Voraussetzung, dass fÃ¼r den Nahbereich eine bessere Visuskorrektur erzielt
werden kÃ¶nne, sei der KlÃ¤gerin ein vollschichtiger Einsatz als Mitarbeiterin in
einer Poststelle zumutbar. Der beschriebene Zustand bestehe in seinen
wesentlichen ZÃ¼gen seit 1997. In der ergÃ¤nzenden Stellungnahme vom 05.
Dezember 2000 bekundete Dr. F â�¦, nach dem augenÃ¤rztlichen Attest der Frau
Dr. B â�¦ vom 03. Oktober 2000 sei wegen des verbesserten Visus von 0,9 auf dem
besseren Auge von einem vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen als Mitarbeiterin
einer Poststelle auszugehen.

Dipl.-Med. W â�¦ erhob nach ambulanter Untersuchung am 27. Februar 2001 in
seinem Gutachten vom 08. MÃ¤rz 2001 die Diagnose Myopie, Astigmatismus,
Presbyopie, LA Anisometropie und Amblyopie. Das rechte Auge sei mittelgradig
kurz- und alterssichtig und benÃ¶tige verschiedene optische Korrekturen. Das linke
Auge sei hochgradig kurzsichtig und eine optische Korrektur brÃ¤chte keine
nennenswerte Besserung. AuÃ�erdem bestehe eine geringfÃ¼gige
GesichtsfeldeinschrÃ¤nkung. Die gemessene SehschÃ¤rfe fÃ¼r Ferne und NÃ¤he
auf dem gut sehenden rechten Auge sei mit gleicher Brille besser als im
Vorgutachten des Dr. F â�¦ GesundheitseinschrÃ¤nkungen, welche die
ErwerbsfÃ¤higkeit in der TÃ¤tigkeit als Sachbearbeiterin bzw. Mitarbeiterin in der
Poststelle beeintrÃ¤chtigten, lÃ¤gen seitens der Augen nicht vor. Auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt sei die KlÃ¤gerin seitens der Augen leicht
eingeschrÃ¤nkt. Besonders hohe Anforderungen an die Sehleistung, vor allem fÃ¼r
die rÃ¤umliche Sehwahrnehmung, wÃ¼rden nicht erfÃ¼llt. Das vorhandene
SehvermÃ¶gen beeintrÃ¤chtige in keiner Weise das Arbeiten mit Publikumsverkehr.
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Mit dem vorliegenden Augenbefund erfÃ¼lle die KlÃ¤gerin die
berufsgenossenschaftlichen GrundsÃ¤tze G 37 fÃ¼r Bildschirmtauglichkeit und
wÃ¤re fahrtauglich fÃ¼r PKW.

Der Senat hat den Beteiligten das berufskundliche Gutachten der Diplom-
Verwaltungswirtin S â�¦ H â�¦ vom 31. Mai 1996 (in anderer Sache fÃ¼r das
Sozialgericht Chemnitz) sowie vom 13. April und 16. Juni 2000 (in anderer Sache
fÃ¼r das SÃ¤chsische Landessozialgericht) zu den TÃ¤tigkeitsanforderungen einer
Mitarbeiterin in der Poststelle und die Berufsinformationskarte BO 781 der
Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit (BÃ¼rofachkrÃ¤fte) zur Kenntnisnahme Ã¼bermittelt.

Zum Gegenstand der mÃ¼ndlichen Verhandlung gemacht wurden die
Leistungsakten der Beklagten, die Gerichtsakten beider Instanzen und die
Leistungsakte des Arbeitsamtes C â�¦ zur StNr. 073A129948. Im Ã�brigen wird auf
den gesamten Akteninhalt, insbesondere den Inhalt der SchriftsÃ¤tze der
Beteiligten, Bezug genommen und verwiesen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die Berufung ist unbegrÃ¼ndet.

Zu Recht hat das Sozialgericht Chemnitz (SG) die Klage abgewiesen, weil der
KlÃ¤gerin ein Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer Rente wegen verminderter
ErwerbsfÃ¤higkeit nicht zusteht.

Die KlÃ¤gerin ist weder berufs-, noch erwerbsunfÃ¤hig (Â§Â§ 43 Abs. 2 Satz 1, 44
Abs. 2 Satz 1 Sechstes Buch Sozialgesetzbuch â�� SGB VI â�� in der bis zum 31.
Dezember 2000 geltenden Fassung [a. F.]).

BerufsunfÃ¤higkeit im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 SGB VI a. F. liegt nicht vor, da die
ErwerbsfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin wegen Krankheit oder Behinderung noch nicht auf
weniger als die HÃ¤lfte derjenigen einer kÃ¶rperlich, geistig oder seelisch gesunden
Versicherten mit Ã¤hnlicher Ausbildung und gleichwertigen Kenntnissen und
FÃ¤higkeiten gesunken ist.

Die Beurteilung, wie weit die ErwerbsfÃ¤higkeit einer Versicherten gesunken ist,
wird danach getroffen, welchen Verdienst sie in einer TÃ¤tigkeit erzielen kann, auf
die sie nach ihrem Gesundheitszustand und nach ihrem bisherigen Beruf zumutbar
verwiesen werden kann (vgl. BSG, Urteil vom 28. Februar 1963 â�� 12 RJ 24/58 â��
SozR Nr. 24 zu Â§ 1246 RVO -). FÃ¼r die Beurteilung, wie weit die
ErwerbsfÃ¤higkeit einer Versicherten gesunken ist, kommt es auf den bisherigen
Beruf an (vgl. BSG in SozR 2200 Â§ 1246 RVO Nr. 107 und 169). In der Regel ist dies
die letzte versicherungspflichtige TÃ¤tigkeit oder BeschÃ¤ftigung, die vollwertig und
nachhaltig verrichtet worden ist (vgl. BSG SozR 2200 Â§ 1246 Nrn. 130, 164).

Letzte BeschÃ¤ftigung in diesem Sinne ist die TÃ¤tigkeit als gewerbliche
Mitarbeiterin. Diese hat die KlÃ¤gerin von Juli 1993 bis September 1995
(betriebsbedingte KÃ¼ndigung) vollwertig bewusst und gewollt zur dauerhaften
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Einkommenserzielung ausgeÃ¼bt. Auf die von 1969 bis Juni 1993 verrichteten
TÃ¤tigkeiten als Sachbearbeiterin, Reparaturmechanikerin und Disponentin kann
nicht abgestellt werden. Eine rentenrelevante gesundheitsbedingte LÃ¶sung hat die
KlÃ¤gerin insoweit nicht behauptet. Sofern eine Versicherte eine neue TÃ¤tigkeit
nur aufnimmt, um Zeiten der Arbeitslosigkeit zu Ã¼berbrÃ¼cken, handelt es sich
lediglich um eine vorlÃ¤ufige, nicht auf Dauer ausgerichtete BerufsausÃ¼bung, die
versicherungsrechtlich unerheblich ist und einen bisherigen Berufsschutz
grundsÃ¤tzlich nicht entfallen lÃ¤sst (vgl. BSG, Urteil vom 22. MÃ¤rz 1988, Az.: 8/5a
RKn 9/96). Dennoch kann auch eine zur Beseitigung der Arbeitslosigkeit
aufgenommene TÃ¤tigkeit insbesondere dann auf Dauer ausgerichtet sein, wenn
sich die Versicherte damit abgefunden hat, dass eine RÃ¼ckkehr zum frÃ¼heren
Beruf nicht mÃ¶glich ist und die AusÃ¼bung des neuen Berufes zwangslÃ¤ufig auf
Dauer gerichtet sein muss. Hierbei kommt es nicht darauf an, ob die
ZwangslÃ¤ufigkeit dem Willen der Versicherten entspricht. Der RÃ¼ckkehrwille ist
nur insoweit bedeutsam, als er auch realisierbar ist, das heisst, solange die
Versicherte eine reelle Chance hat und sie zu nutzen versucht (vgl. BSG a. a. O.).
Die KlÃ¤gerin hat nicht dargelegt, sich seit Juli 1993 dauerhaft um eine erneute
Anstellung als Sachbearbeiterin, Reparaturmechanikerin oder Disponentin auf dem
bundesdeutschen Arbeitsmarkt beworben zu haben. Vielmehr hat sie die TÃ¤tigkeit
als gewerbliche Mitarbeiterin/ Montagearbeiterin fast 28 Monate, also Ã¼ber einen
mehr als nur vorÃ¼bergehenden Zeitraum, ausgeÃ¼bt. Im Wege der
vorzunehmenden ex post â�� Prognose ergibt sich hieraus die Resignation zur
RÃ¼ckkehr in den frÃ¼heren und das Abfinden mit dem gegenwÃ¤rtigen Beruf
unter dem Druck des Arbeitsmarktes. Es kann mangels entsprechender
medizinischer Unterlagen bzw. Atteste auch nicht festgestellt werden, dass das
LeistungsvermÃ¶gen der KlÃ¤gerin zum Zeitpunkt der betriebsbedingten
KÃ¼ndigung zum 30. Juni 1993 fÃ¼r die ausgeÃ¼bte TÃ¤tigkeit als
Sachbearbeiterin, Reparaturmechanikerin und Disponentin auf ein unter
vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen abgesunken gewesen war.

Den Beruf als Montagearbeiterin kann die KlÃ¤gerin nicht mehr vollwertig
verrichten. Hiervon geht auch die Beklagte aus. Die mit dieser TÃ¤tigkeit
verbundenen mittelschweren Arbeiten sind mit ihrem Gesundheitszustand nicht
mehr vereinbar. Die zeitliche EinsatzfÃ¤higkeit der KlÃ¤gerin als Montagearbeiterin
ist aufgrund der Gesamtheit der GesundheitsstÃ¶rungen auf weniger als vier
Stunden tÃ¤glich begrenzt.

Dennoch liegt BerufsunfÃ¤higkeit nicht vor. Die KlÃ¤gerin ist zumutbar auf andere
TÃ¤tigkeiten verweisbar, bei welchen sie mehr als die HÃ¤lfte des Verdienstes einer
gesunden Vergleichsperson erzielen kann.

Zur Bestimmung, auf welche TÃ¤tigkeiten eine leistungsgeminderte Versicherte
zumutbar verwiesen werden kann, hat das Bundessozialgericht ein Mehr-Stufen-
Schema entwickelt und die Arbeiterberufe in Gruppen eingeteilt. Es gibt die Gruppe
der Facharbeiterberufe, der AnlerntÃ¤tigkeiten und der ungelernten TÃ¤tigkeiten
(vgl. BSG, Urteil vom 17. Juli 1972 â�� 5 RJ 105/72 â�� SozR Nr. 103 zu Â§ 1246
RVO). SpÃ¤ter hat das Bundessozialgericht zu diesen drei Gruppen noch eine
weitere Gruppe der "Facharbeiter mit Vorgesetztenfunktion" hinzugefÃ¼gt (vgl.
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BSG, Urteil vom 30. MÃ¤rz 1977 â�� 5 RJ 98/76 â�� BSGE 43, 243), zu welcher auch
"besonders hoch qualifizierte Facharbeiter" gehÃ¶ren (vgl. BSG, Urteil vom 19.
Januar 1978 â�� 4 RJ 81/77 â�� BSGE 45, 276). Diesem Schema ist eigentÃ¼mlich,
dass jeder Versicherte auf TÃ¤tigkeiten zumutbar verwiesen werden kann, die eine
Stufe tiefer einzuordnen sind, als es dem bisherigen Beruf entspricht. Ein
Facharbeiter kann daher auf AnlerntÃ¤tigkeiten, ein angelernter Arbeiter auf
ungelernte TÃ¤tigkeiten verwiesen werden.

Es kann dahinstehen, ob die KlÃ¤gerin in ihrem bisherigen Beruf als
Montagearbeiterin der Gruppe mit dem Leitberuf des angelernten Arbeiters im
unteren oder, wegen des erzielten Bruttogehaltes und einer etwaigen Zuordnung in
die Lohngruppe 5 des Tarifvertrages fÃ¼r die Arbeiter in der Eisen-, Metall- und
Elektroindustrie des Landes ThÃ¼ringen, im oberen Bereich zuzuordnen ist. Denn
selbst angelernte Arbeitnehmer im oberen Bereich sind nach der Rechtsprechung
des Bundessozialgerichtes (vgl. BSG in SozR 2200 Â§ 1246 Nr. 143 m. w. N.) auf
TÃ¤tigkeiten des allgemeinen Arbeitsmarktes, die sich durch QualitÃ¤tsmerkmale,
wie etwa das Erfordernis einer Einweisung und Einarbeitung oder die Notwendigkeit
beruflicher oder betrieblicher Vorkenntnisse auszeichnen, verweisbar. Als solche
kommen fÃ¼r die KlÃ¤gerin eine TÃ¤tigkeit als Mitarbeiterin in der Poststelle oder
als Sachbearbeiterin in Betracht. Nach den beigezogenen berufskundlichen
Gutachten der Diplom-Verwaltungswirtin S â�¦ H â�¦ vom 31. Mai 1996 und vom 13.
April 2000, mit der ErgÃ¤nzung vom 16. Juni 2000, handelt es sich bei der
Mitarbeiterin in der Poststelle generell um eine kÃ¶rperlich leichte, geistig einfache
und routinemÃ¤Ã�ige (nach Anweisung schematisch ablaufende) BÃ¼roarbeit,
welche im Wechsel der KÃ¶rperhaltungen zwischen Gehen, Stehen und Sitzen
ausgeÃ¼bt wird, so dass Zwangshaltungen vermieden werden kÃ¶nnen. Diese
Arbeit bedingt kein schweres Heben oder Tragen von Lasten, da die zu
transportierenden SchriftstÃ¼cke mittels fahrbarer Wagen befÃ¶rdert werden. Die
Anforderungen an die Kommunikation sind sehr gering, da nur interne Telefonate
anfallen und aufgabenbezogen nur eine sehr eingeschrÃ¤nkte Kommunikation mit
anderen Mitarbeitern erforderlich ist. FÃ¼r die vorbenannte TÃ¤tigkeit wird
grundsÃ¤tzlich kein anerkannter Ausbildungsabschluss oder eine bestimmte
Ausbildung vorausgesetzt. Eine Anlernung/ Einarbeitungszeit ist indes Ã¼blich.
TÃ¤tigkeiten dieser Art kÃ¶nnen auch von Berufsfremden innerhalb einer
Einarbeitungszeit von maximal drei Monaten ausgefÃ¼hrt werden. Die Entlohnung
erfolgt im Ã¶ffentlichen Dienst nach den VergÃ¼tungsgruppen BAT VIII/X, in der
privaten Wirtschaft in den Gehaltsgruppen 1 oder 2 des jeweiligen Tarifvertrages
und ist der KlÃ¤gerin nach ihrer beruflichen Qualifikation sozial zumutbar.
ArbeitsplÃ¤tze dieser Art stehen trotz rÃ¼cklÃ¤ufiger Tendenzen auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt noch in genÃ¼gender Anzahl zur VerfÃ¼gung. Es handelt
sich hierbei nicht ausschlieÃ�lich um SchonarbeitsplÃ¤tze. FÃ¼r diese TÃ¤tigkeit
besteht ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen. Die KlÃ¤gerin ist in der Lage,
kÃ¶rperlich leichte Arbeiten, ohne permanentes Stehen und Gehen sowie ohne
ununterbrochenes Sitzen, vorzugsweise in geschlossenen RÃ¤umen, ohne
besondere Anforderungen an das SehvermÃ¶gen (insbesondere fÃ¼r die
rÃ¤umliche Sehwahrnehmung), ohne besonderen Zeitdruck sowie im Akkord oder
am FlieÃ�band, ohne hÃ¤ufiges Heben und Tragen von Lasten, Ã�berkopfarbeiten,
Hocken oder Knien und ohne Arbeiten mit besonderem Absturzrisiko, ohne
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GefÃ¤hrdung durch atemwegsirritierende Reizstoffe, Staub, Gas, Rauch oder
DÃ¤mpfe sowie NÃ¤sse, KÃ¤lte oder Zugluft und nicht mit Publikumsverkehr,
vollschichtig zu verrichten. Dieses LeistungsvermÃ¶gen ergibt sich nach den in den
Gutachten der Dres. T â�¦ und F â�¦ sowie in dem Entlassungsbericht der Rehaklinik
Seebad Ahlbeck erhobenen Befunden. Die jeweiligen Befunde stimmen im
Wesentlichen Ã¼berein und belegen ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r
mindestens leichte kÃ¶rperliche TÃ¤tigkeiten Ã¼ber einen Zeitraum von drei
Jahren. Dr. F â�¦ hat, in Kenntnis der Arbeitsanforderungen einer Mitarbeiterin in der
Poststelle gemÃ¤Ã� den beigezogenen berufskundlichen Gutachten der Diplom-
Verwaltungswirtin S â�¦ H â�¦, ein vollschichtiges LeistungsvermÃ¶gen fÃ¼r diese
TÃ¤tigkeit bescheinigt. Die KlÃ¤gerin verfÃ¼gt, trotz der funktionellen
EinÃ¤ugigkeit, mit der vorhandenen Gleitsichtbrille auch Ã¼ber ein fÃ¼r diesen
Arbeitsbereich ausreichendes SehvermÃ¶gen. EinschrÃ¤nkungen, welche die
ErwerbsfÃ¤higkeit in der TÃ¤tigkeit als Sachbearbeiterin bzw. Mitarbeiterin in der
Poststelle beeintrÃ¤chtigen, sind von Dipl.-Med. W â�¦ auf augenÃ¤rztlichem Gebiet
nachvollziehbar verneint worden. Denn mit dem vorliegende Augenbefund erfÃ¼llt
die KlÃ¤gerin die Anforderungen fÃ¼r eine BildschirmtÃ¤tigkeit gemÃ¤Ã� den
berufsgenossenschaftlichen GrundsÃ¤tzen (G 37). Damit ist ihr auch eine TÃ¤tigkeit
als Sachbearbeiterin vollschichtig mÃ¶glich. SachbearbeitertÃ¤tigkeiten gehÃ¶ren,
wie sich aus den Arbeitsbedingungen gemÃ¤Ã� Ziffer 10 der BO 781 der
Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit ergibt, zu den kÃ¶rperlichen leichten TÃ¤tigkeiten in der
Arbeitswelt. Einem vollschichtigen LeistungsvermÃ¶gen in diesem Bereich steht das
Erfordernis der Ã¼berwiegend sitzenden AusÃ¼bung nicht entgegen. Denn bei
einer SachbearbeitertÃ¤tigkeit besteht regelmÃ¤Ã�ig die MÃ¶glichkeit zum
Aufstehen und Umhergehen (z. B. Aktenholung und -ablage, Anfertigung von
Kopien). Da die KlÃ¤gerin bereits lÃ¤ngerfristig als Sachbearbeiterin und
Disponentin tÃ¤tig gewesen ist, verfÃ¼gt sie auch Ã¼ber entspreche berufliche
Kenntnisse und FÃ¤higkeiten, um sich in eine derartige TÃ¤tigkeit auf angelerntem
Niveau innerhalb von drei Monaten einarbeiten zu kÃ¶nnen. Dass bei der KlÃ¤gerin
eine leistungslimitierende verminderte KonzentrationsfÃ¤higkeit, eine
eingeschrÃ¤nkte Reaktions- und Ã�bersichtsfÃ¤higkeit oder eine reduzierte
AnpassungsfÃ¤higkeit oder geistige Beweglichkeit vorliegt, ist Ã¤rztlich nicht
festgestellt worden. Trotz ihrer GesundheitsstÃ¶rungen ist sie in der Lage, einen
einzelnen FuÃ�weg viermal tÃ¤glich von mehr als 500 Meter zurÃ¼ckzulegen. FÃ¼r
die Wegstrecke von 500 Meter werden auch beim Einlegen kleinerer Pausen
maximal 15 Minuten benÃ¶tigt. Ã�ber die funktionelle EinÃ¤ugigkeit hinaus liegen
weitere schwerwiegende Behinderungen, die es der KlÃ¤gerin auch bei
vollschichtiger EinsatzfÃ¤higkeit unmÃ¶glich machen, eine geeignete
ErwerbstÃ¤tigkeit aufzunehmen, so genannte "KatalogfÃ¤lle" (vgl. BSG, Urteil vom
25. Juni 1986 â�� 4a RJ 55/84 â�� SozR 2200 Â§ 1246 RVO Nr. 137) nicht vor.
Insbesondere ist sie nicht am ZurÃ¼cklegen des Arbeitsweges, also des Weges von
ihrer Wohnung bis zu einer etwaigen ArbeitsstÃ¤tte (vgl. BSG, Urteil vom 17.
Dezember 1991 â�� 13/5 RJ 43/90 â�� SozR 3-2200 Â§ 1247 RVO Nr. 10), gehindert.
BetriebsunÃ¼bliche Pausen (vgl. BSG, Urteil vom 30. Mai 1984 5a RKn 18/83 SozR
2200 Â§ 1247 RVO Nr. 43) muss sie wÃ¤hrend der Arbeitszeit nicht einhalten.

Der Umstand, dass es in einer Zeit angespannter Arbeitsmarktlage schwierig ist,
einen passenden Arbeitsplatz zu finden, und die Bundesanstalt fÃ¼r Arbeit (BA) zu
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einer derartigen Vermittlung nicht in der Lage ist, ist kein Grund zur GewÃ¤hrung
einer Rente wegen BerufsunfÃ¤higkeit. Denn bei vollschichtiger EinsatzmÃ¶glichkeit
ist der Arbeitsmarkt der gesamten Bundesrepublik Deutschland zu
berÃ¼cksichtigen, und es kommt auf die Zahl der vorhandenen, nicht auf die Zahl
der gerade freien ArbeitsplÃ¤tze an (vgl. BSG, GroÃ�er Senat, Beschluss vom 19.
Dezember 1996 â�� GS 2/95 â�� BSGE 80,24 -).

Nachdem die KlÃ¤gerin nicht berufsunfÃ¤hig im Sinne des Â§ 43 Abs. 2 SGB VI a. F.
ist, hat sie erst recht keinen Anspruch auf die GewÃ¤hrung einer Rente wegen
ErwerbsunfÃ¤higkeit nach den strengeren Vorschriften des Â§ 44 SGB VI a. F. Bei
einem LeistungsvermÃ¶gen von mehr als sechs Stunden tÃ¤glich auf dem
allgemeinen Arbeitsmarkt sind auch die Voraussetzungen zur GewÃ¤hrung einer
Rente wegen verminderter ErwerbsfÃ¤higkeit gemÃ¤Ã� Â§ 43 Abs. 1 Satz 2 SGB VI
(in der Fassung ab dem 01. Januar 2001, BGBl. 2000, Teil I, Seite 1827) nicht
erfÃ¼llt.

Die Anwendung der Â§Â§ 43, 44 a. F. resultiert aus der Rentenantragstellung vom
03. Februar 1997 (Â§ 300 Abs. 2 SGB VI).

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 Abs. 1 SGG.

Die Revision ist nicht zuzulassen, weil die Voraussetzungen fÃ¼r die Zulassung
nach Â§ 160 Abs. 2 Nrn. 1 und 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 14.09.2003

Zuletzt verändert am: 23.12.2024
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